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Zu meinem Artikel »über die Bedeutung des Dorfwirtschafts­
planes" im »Neuen Weg" Nr. 5/1952 bekam ich einige Zuschriften 
und Anfragen, von denen ich eine hiermit beantworten werde. 
Genosse Herbert Welack, zur Zeit auf der Verwaltungsakademie 
»Walter Ulbricht" in Forst Zinna, schreibt, daß ich mich in diesem 
Artikel nicht auf die Ausführungen des Genossen Walter Ulbricht 
über die Frage des Dorfwirtschaftsplanes gestützt habe. Der 
Genosse ist im Irrtum. Wenn er den Artikel richtig gelesen hätte, 
wäre ihm aufgefallen, daß die Ausführungen des Genossen Walter 
Ulbricht über den Dorfwirtschaftsplan in seiner Rede zur Begrün­
dung des Fünfjahrplans vor der Volkskammer von mir wörtlich 
zitiert wurden und ich mich gerade auf diese Ausführungen gestützt 
habe. «

Es ist richtig, daß die große Bedeutung des Volkswirtschaftsplans 
gerade in der Entfaltung der Initiative der werktätigen Bauern 
liegt. Im Schlußabsatz meines Artikels heißt es deshalb wörtlich: 
»Der Dorfwirtschaftsplan muß zur Entfaltung eines breiten poli­
tischen und kulturellen Lebens auf dem Dorfe beitragen, eine 
größere Initiative erwecken und durch die Anwendung der Metho­
den der sowjetischen Agrarwissenschaft, der Erfahrungen unserer 
fortschrittlichen Wissenschaftler, Meisterbauern und Neuerer zur 
weiteren Steigerung der pflanzlichen und tierischen Produktion 
beitragen. Eine andere Aufgabe kann und darf im Dorfwirtschafts­
plan nicht enthalten sein."

In der Stellungnahme des Genossen Welack heißt es: »Der 
Fünf jahrplan stellt der Landwirtschaft g e n a u  wie jedem Indu­
striezweig große Aufgaben, die sie nur erfüllen kann, wenn wir 
in der Lage sind, die Initiative der werktätigen Bauern zur Steige­
rung ihrer Erträge in allen landwirtschaftlichen Produkten voll 
zur Entfaltung zu bringen, wenn wir als Partei es verstehen, alle 
Werktätigen des Dorfes für diese Aufgabe zu mobilisieren. Gerade 
diese Fragen behandelt der Artikel des Genossen Schäfer nicht."

Daß der Fünf jahrplan der Landwirtschaft große Aufgaben stellt, 
ist offensichtlich. Es trifft aber nicht zu, daß der Fünfjahrplan der 
Landwirtschaft g e n a u  wie jedem Industriebetrieb solche Auf­
gaben stellt. Bei unseren volkseigenen Gütern ist das richtig, aber 
falsch ist es, wenn man von der Auffassung ausgeht, daß die pri­
vaten landwirtschaftlichen Betriebe ebenso wie die volkseigenen 
Industriebetriebe Planauflagen erhalten. Denn es ist in Wirklichkeit 
so, daß die privaten landwirtschaftlichen Betriebe auf der Grundlage 
der Wunschanbaupläne in Übereinstimmung mit den demokrati­
schen Organisationen und der Gemeindevertretung ihre Anbau­
pläne erhalten und auf Grund der Anbau- und Viehhaltepläne 
dann durch eine Differenzierungskommission, in der die besten 
Vertreter der Bauern selbst beschließen, die Abgabepflichten für 
die einzelnen bäuerlichen Betriebe festgelegt werden.

Anders kann es auch gar nicht sein, denn es gibt bei uns weder 
eine sozialistische Industrie noch eine sozialistische Landwirtschaft.

Genosse Welack schreibt in seiner Stellungnahme: »Bei uns in 
der Deutschen Demokratischen Republik besitzen wir einen Teil 
Wirtschaften, die hinter der Entwicklung der anderen Wirtschaften 
zurückgeblieben sind", und sagt weiter: »Wir dürfen diesen Wirt­
schaften nicht gleichgültig gegenüberstehen." — Das ist richtig, 
und gerade wegen unserer Bündnispolitik müssen wir unter­
scheiden, handelt es sich um Wirtschaften von werktätigen Bauern, 
die unverschuldet in Not geraten sind, oder handelt es sich um 
Wirtschaften von Großbauern, die auf Grund schlechter Bezahlung 
der Landarbeiter oder auf Grund einer systematischen Extensiv­
wirtschaft und Spekulation nicht genügend hohe landwirtschaftliche 
Erträge und Erfolge bei der Viehzucht haben. Zurückgebliebenen 
Betrieben werktätiger Bauern muß selbstverständlich im Rahmen 
des Dorfwirtschaftsplans durch Entfaltung der gegenseitigen Hilfe 
geholfen werden, extensiv betriebene großbäuerliche Wirtschaften 
sind eine Angelegenheit der Großbauern selbst, wobei die staat­
lichen Organe dafür zu .sorgen haben, daß in diesen Betrieben die 
Gesetze eingehalten werden. Jedoch ist der Entfaltung der privaten 
Initiative im Rahmen der Gesetze keinerlei Beschränkung auf­
erlegt. Extensivwirtschaften von Großbauern können im Rahmen 
des Dorfwirtschaftsplans keine Hilfe erhalten.

Genosse Welack stellt ferner die Frage: »Schließen wir die 
Großbauern aus von den Verpflichtungen gegenüber dem Staat?" 
Der Genosse vertritt dann die Meinung, daß wir das nicht können. 
Das ist doch aber auch selbstverständlich. Hieraus aber die Forde­
rung zu stellen, wie Genosse Welack es tut, »die werktätigen 
Bauern müssen in ihrem Dorfwirtschaftsplan festlegen, wie sie 
die Anbau- und Ablieferungsverpflichtungen auch des Großbauern 
mit kontrollieren wollen", ist falsch. Die demokratischen Kräfte 
des Dorfes und die staatlichen Organe haben die Aufgabe, dafür zu 
sorgen, daß auch rückständige Großbauern ihre Pflicht erfüllen.

Eine solche Kontrolle aber hat im Dorfwirtschaftsplan nichts 
zu suchen. Richtig ist, wenn im Dorfwirtschaftsplan festgelegt wird, 
daß alle landwirtschaftlichen Betriebe bis zu einem bestimmten 
Termin ihre Ablieferungspflicht im Rahmen eines Wettbewerbs 
mit einer anderen Gemeinde erfüllen. Zur Einhaltung dieser Selbst­
verpflichtung muß dann eine breite Aufklärungsarbeit unter allen 
Bauern entfaltet werden.

Eine andere Frage, die der Genosse Welack stellt, daß die 
Großbauern zu bestimmten Arbeiten herangezogen werden sollen 
und dies im Dorfwirtschaftsplan festgelegt werden müsse, kann 
nur so beantwortet werden, wie dies in meinem Artikel geschehen 
ist, denn ich schrieb wörtlich: »Wenn ein fortschrittlicher Groß­
bauer mit seinem Gespann oder Traktor Arbeit leisten will, um 
die Dorfstraße zu verschönern, so ist das sehr erwünscht und 
anerkennenswert. Es kann aber nicht unsere Aufgabe sein, solche 
Arbeitsleistungen durch die Großbauern im Dorf wirtschaftsplan 
aufzunehmen. Die Verschönerung der Dorfstraße als Aufgabe muß 
aber im Dorf wirtschaftsplan enthalten sein."

Wie sieht das in der Praxis aus? Bei Verschönerung der Dorf­
straße müßten, nehmen wir an., 100 Fuhren Steine gefahren wer­
den. Wird man jetzt im Dorfwirtschaftsplan festlegen, der Bauer 
Müller fährt 5 Fuhren, der Bauer Schulze 1, der Bauer Lehmann 20 
usw.? Das trifft nicht zu, sondern im Dorfwirtschaftsplan wird fest­
gelegt werden: Zur Verschönerung der Dorfstraße werden u. a. 
100 Fuhren Steine gefahren, und alle Gespannbesitzer werden sich 
daran beteiligen. Verantwortlich für die Durchführung dieser Auf­
gabe ist eine Kommission, bestehend aus folgenden Personen.

Das sind die Fragen, wo die Auffassungen des Genossen Welack 
mit der in meinem Artikel dargelegten auseinandergehen. Im 
Grunde geht es darum, daß viele Genossen die Auffassung vef- 
treten, der Dorfwirtschaftsplan sei der auf das Dorf aufgeschlüsselte 
Volkswirtschaftsplan, und dabei außer acht lassen, daß wir es mit 
über 99 Prozent privater Betriebe zu tun haben und es eine Klassen­
differenzierung im Dorf gibt.

Genosse Walter Ulbricht sagt in der genannten Rede:.». . . der 
Dorfwirtschaftsplan ist nicht etwa die Aufgliederung des staat­
lichen Volkswirtschaftsplans auf das Dorf, sondern der Plan zur 
Organisierung und Entfaltung der g e g e n s e i t i g e n  H i l f e  
d e r  w e r k t ä t i g e n  B a u e r n  eines Dorfes."

Wohin die Außerachtlassung dieser Worte des Genossen Ulbricht 
und die falschen Auffassungen über die Frage der gegenseitigen 
Hilfe und die Rolle des Dorfwirtschaftsplans in der Praxis führen, 
zeigt uns das Beispiel des Dorfes Jahna im Kreise Meißen. Dort 
wurde im vergangenen Jahr eine Arbeitsgemeinschaft von Neu­
bauern gegründet, die ihre Feldarbeiten gemeinsam durchführten. 
Diese Betriebe standen am Jahresende wirtschaftlich besser als 
früher. Deshalb wurde am 1. Januar auf einer Bauernversammlung 
beschlossen und im Dorfwirtschaftsplan schriftlich festgelegt, die 
ganze Gemeinde in drei Betriebsgrößengruppen einzuteilen und 
innerhalb dieser Betriebsgrößengruppen Arbeitsgemeinschaften von 
drei bis vier Betrieben zusammenzuschließen.

Im Dorf Thamsbrück im Kreis Mühlhausen wurde vorgeschlagen, 
eine Schweinehüttensiedlung zu bauen, wo die Mastschweine ein­
zelner Bauern alle zusammen in einer solchen Siedlung gehalten 
und gefüttert werden. Es ist klar, daß solche falschen Maßnahmen 
nur zustande kommen aus einer Nichtbeachtung unserer gegen­
wärtigen politischen Aufgabe..

Unter den Bedingungen der antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung und zur siegreichen Lösung unserer strategischen Aufgabe 
der Herstellung eines einheitlichen, friedliebenden, demokratischen 
und unabhängigen Deutschlands darf nicht zugelassen werden, daß 
die gegenseitige Hilfe der werktätigen Bauern zu einer gemein­
schaftlichen Produktion wird. Zur weiteren Festigung der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung bedarf es der Festigung des 
Bündnisses der Arbeiterklasse mit den werktätigen Bauern und 
der vollen Entfaltung der Demokratie auf dem Dorfe. Das ist nur 
möglich, wenn wir die Klassendifferenzierung im Dorf nie außer 
acht lassen und dementsprechend handeln.

Deshalb kann die Partei bei der Anleitung über die Aufstellung 
von Dorfwirtschaftsplänen Überspitzungen weder nach der einen 
noch nach der anderen Seite zulassen. Von diesem Standpunkt aus 
müssen unsere Genossen an die Aufstellung und die Durchfüh­
rung der Dorfwirtschaftspläne herangehen.
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